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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates 
vom 28. Juni 1968 über den Gemeinsamen Zoll- 
tarif^), zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EWG) Nr 2 )^ sind in der Tarifstelle 85.21 D 

Dioden, Transistoren und ähnliche Halbleiter sowie 
elektronische Mikroschaltungen aufgeführt. Für 
diese Waren gilt ein vertragsmäßiger Zollsatz von 
17 V. H. 

Aus handelspolitischen Gründen ist es angezeigt, 
den vertragsmäßigen Zollsatz für die Waren der 
Tarifstelle 85.21 D in Form von Scheiben (wafers). 


noch nicht in Mikroplättchen zerschnitten, zu sen- 
ken — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Anhang „Gemeinsamer Zolltarif“ der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 wird entsprechend dem 
Anhang zu dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom 
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Anhang 




Zollsatz 

Tarifnr. 

Warenbezeichnung 



autonom 

vertragsmäßig 

85.21 

(unverändert) 

A. bis C. (unverändert) 

D. Dioden, Transistoren und ähnliche Halbleiter; 


1 

1 


elektronische Mikroschaltungen: 

I. Scheiben (wafers), noch nicht in 

21 

9 


Mikroplättchen zerschnitten 




11. andere 

21 

17 


E. (unverändert) 




Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Juni 1974 - 1/4 ~ 680 70-E- Zo 40/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Aufgrund einer Entscheidung des Rates vom 
21. Juni 1971 hat die Gemeinschaft den größten 
Teil der in der Empfehlung des Rates für Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens vom 
9. Juni 1970 enthaltenen Änderungen des Brüsseler 
Zolltarifschemas in den Gemeinsamen Zolltarif vom 
1. Januar 1972 auf genommen. 

Die Tarifstelle 85.21 betreffend, hatten die Ände- 
rungen des Zolltarifschemas insbesondere dazu ge- 
führt, daß Halbleiter in Form von Scheiben (wafers) 
der Tarifstelle 85.21 D zugewiesen wurden, für die 
ein konsolidierter Zollsatz von 17 v. H. gilt. 

Die USA hielten sich durch diese Änderung für 
geschädigt und begründeten ihre Auffassung da- 
mit, daß der größte Teil ihrer Ausfuhren bis zum 
1. Januar 1972, als das geänderte Zolltarifschema 
in Kraft trat, einem Zollsatz von 9,6 v. H. unterlag 
(der auf Grund der Ergebnisse der Kennedy-Runde 
mit Wirkung vom 1. Januar 1972 auf 9 v. H. herab- 
gesetzt wurde). 

Sie beantragen daher die Wiederherstellung der 
bis zum 31, Januar 1971 gültigen Regelung. 

Nach einer gründlichen Prüfung dieser Frage, die 
der Sonderausschuß nach Artikel 113 auf seine 


Tagesordnung gesetzt hatte, stellte sich heraus, daß 
die Auslegung des bis zum 31. Dezember 1971 gel- 
tenden Zolltarifschemas in den einzelnen Mitglied- 
staaten zu unterschiedlichen Tarifierungen geführt 
hatte, so daß auf den größten Teil der amerikani- 
schen Ausfuhren in die Gemeinschaft tatsächlich ein 
Zollsatz von 9,6 v. H. erhoben worden war und nur 
ein geringer Teil einem Zollsatz von 17 v. H. unter- 
lag. 

In Anbetracht dieser Umstände sprach sich der 
Sonderausschuß nach Artikel 113 auf seiner Tagung 
vom 31. Dezember 1973 dafür aus, daß dem ameri- 
kanischen Antrag durch Wiederherstellung des 
Zollsatzes von 9 v. H. für einige Waren der Tarif- 
stelle 85.21 (Scheiben oder „wafers") stattgegeben 
werden sollte. 

Mit der vorliegenden Verordnung soll der GZT in 
diesem Sinne geändert werden. 

Die Auswirkungen auf den Haushalt dürften einen 
jährlichen Einnahmenverlust von etwa 650 000 bis 
700 000 Dollar ausmachen. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 137 
S. 10, 11 
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